
Name, Vorname

…...................................................

Anschrift

…...................................................

…...................................................

Mein Antrag auf Wohngeld vom …..................
Einwilligung in die Datenverarbeitung und Datennutzung meiner Sozialdaten nach 
§ 67 b Sozialgesetzbuch X und § 68 Nr. 10 Sozialgesetzbuch I

Im Rahmen der Prüfung, ob ein Anspruch auf Wohngeld besteht, willige ich darin ein, dass
der für die Bearbeitung meines o.g. Antrages zuständige Mitarbeiter der Stadtverwaltung
Jena,  Fachdienst  Soziales,  Team Wohnen  meine  Daten  erhebt,  verarbeitet,  nutzt und
soweit erforderlich an die jeweils zuständige Stelle weiterleitet. Dies betrifft

• den  Fachdienst  Bürger-  und  Familienservice  zur  Prüfung  der  Anzahl  der
Haushaltsmitglieder,  die  mit  Haupt-  oder  Nebenwohnsitz  an  meiner  Adresse
gemeldet  sind  und  ggf.  zum  Nachweis  der  Gebühr  für  die  Benutzung  der
Kindertageseinrichtungen der Stadt Jena (Kita-Gebühr)

• die weiteren Teams im Fachdienst Soziales, die mit der Bewilligung von Leistungen
nach dem SGB XII befasst sind, zur Prüfung, ob ggf. Leistungen nach dem SGB XII
bezogen werden

• den  städtischen  Eigenbetrieb  „jenarbeit“  (Jobcenter)  zur  Prüfung,  ob  ggf.
Leistungen nach dem SGB II bezogen werden

• den ….......................................... zur Prüfung, …...............................................

…........................................................................................................................

Die auf der Rückseite abgedruckten datenschutzrechtlichen Bestimmungen habe ich zur
Kenntnis genommen. Meine Einwilligung zur Nutzung und Verarbeitung der Sozialdaten
beruht auf meiner freien Entscheidung. Mir ist bekannt, dass ich diese Erklärung jederzeit
ohne Angabe von Gründen mit Wirkung für die Zukunft schriftlich widerrufen kann.

Unabhängig  von  dieser  Einwilligung  ist  ein  Datenabgleich  aufgrund  §  33  Abs.  2
Wohngeldgesetz und § 71 Abs. 1 Nr. 5 Sozialgesetzbuch X immer zulässig. 

…......................................... …..........................................
Ort, Datum Unterschrift
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Auszug aus dem Wohngeldgesetz in der Fassung vom 20.10.2015:

§ 33 Datenabgleich
(1) 1Die Wohngeldbehörde ist verpflichtet, auf Verlangen
1. der zuständigen Behörde für die Erhebung der Ausgleichszahlung nach dem Gesetz über den Abbau der
Fehlsubventionierung im Wohnungswesen und den hierzu erlassenen landesrechtlichen Vorschriften und 
2.  der  jeweils  zuständigen  Behörde  nach  entsprechenden  Gesetzen  der  Länder  diesen  Behörden
mitzuteilen, ob der betroffene Wohnungsinhaber Wohngeld erhält. 2Maßgebend hierfür ist der Zeitraum, der
zwischen  dem Zeitpunkt  nach  §  3  Abs.  2  des  Gesetzes  über  den Abbau  der  Fehlsubventionierung  im
Wohnungswesen  und  den  hierzu  erlassenen  landesrechtlichen  Vorschriften  oder  nach  entsprechenden
Gesetzen der Länder und der Erteilung des Bescheides über die Ausgleichszahlung liegt.
(2) 1Die Wohngeldbehörde darf, um die rechtswidrige Inanspruchnahme von Wohngeld zu vermeiden oder
aufzudecken, die Haushaltsmitglieder regelmäßig durch einen Datenabgleich daraufhin überprüfen,
1. ob und für welche Zeiträume Leistungen nach § 7 Abs. 1 beantragt oder empfangen werden oder wurden
oder ein Ausschlussgrund nach § 7 Abs. 2, Abs. 3 oder § 8 Abs. 1 vorliegt oder vorlag,
2. ob und welche Daten nach § 45d Abs. 1 und § 45e des Einkommensteuergesetzes, insbesondere zu der
Höhe  von  Kapitalerträgen,  für  die  ein  Freistellungsauftrag  erteilt  worden  ist,  dem Bundeszentralamt  für
Steuern übermittelt worden sind,
3. ob und für welche Zeiträume bereits Wohngeld beantragt oder empfangen wird oder wurde,
4.  ob  und  von  welchem  Zeitpunkt  an  die  Bundesagentur  für  Arbeit  die  Leistung  von  Arbeitslosengeld
eingestellt hat,
5. ob, mit welchem Wohnungsstatus und von welchem Zeitpunkt an ein Haushaltsmitglied unter der Anschrift
der  Wohnung,  für  die  Wohngeld  beantragt  wird  oder  geleistet  wird  oder  wurde,  bei  der  Meldebehörde
gemeldet ist oder nicht mehr gemeldet ist und unter welcher neuen Anschrift es gemeldet ist,
6. ob, für welche Zeiträume und bei welchem Arbeitgeber eine Versicherungspflicht im Sinne des § 2 Abs. 1
des  Vierten  Buches  Sozialgesetzbuch  oder  eine  geringfügige  Beschäftigung  besteht  oder  bestand  und
entsprechende Daten an die Datenstelle der Träger der Rentenversicherung (Datenstelle) und die Minijob-
Zentrale der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See übermittelt worden sind,
7. ob, in welcher Höhe und für welche Zeiträume Leistungen der Renten- und Unfallversicherungen durch
die Deutsche Post AG oder die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See gezahlt worden sind.
2Richtet sich eine Überprüfung auf einen abgelaufenen Bewilligungszeitraum, ist diese bis zum Ablauf von
zehn Jahren nach Bekanntgabe des zugehörigen Bewilligungsbescheides zulässig.
(3) 1Zur Durchführung des Datenabgleichs dürfen nur
1. Name, Vorname (Rufname), Geburtsname,
2. Geburtsdatum, Geburtsort,
3. Anschrift der Wohnung, für die Wohngeld beantragt oder bewilligt wurde,
4. Tatsache des Wohngeldantrages und des Wohngeldempfangs,
5. Zeitraum des Wohngeldempfangs und
6. Geschlecht
an die in Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 Nr. 2, 4, 6 und 7 genannten und die für die Leistungen nach
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 3 zuständigen Stellen sowie an die Meldebehörden übermittelt werden. 2Die
Daten, die der Wohngeldbehörde oder der sonst nach Landesrecht für den Datenabgleich zuständigen oder
von  der  Landesregierung  durch  Rechtsverordnung  oder  auf  sonstige  Weise  für  den  Datenabgleich
bestimmten Stelle (zentralen Landesstelle) übermittelt werden, dürfen nur für den Zweck der Überprüfung
nach den Absätzen 1 und 2 genutzt werden. 3Die übermittelten Daten, bei denen die Überprüfung zu keinen
abweichenden Feststellungen führt, sind unverzüglich zu löschen oder zu vernichten. 4Die Betroffenen sind
von der Wohngeldbehörde auf die Datenübermittlung hinzuweisen.
(4) 1Die in Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 4, 6 und 7 genannten und die für die Leistungen nach Absatz 2 Satz
1 Nummer 1 und 3 zuständigen Stellen sowie die Meldebehörden führen den Datenabgleich durch und
übermitteln  die  Daten über  Feststellungen  im Sinne  des  Absatzes  2  an die  Wohngeldbehörde oder  die
zentrale Landesstelle oder  über  die zentrale  Landesstelle  an  die  Wohngeldbehörde.  2Die jenen  Stellen
überlassenen  Daten  und  Datenträger  sind  nach  Durchführung  des  Datenabgleichs  unverzüglich
zurückzugeben, zu löschen oder zu vernichten.
(5) 1Der Datenabgleich nach den Absätzen 1 und 2 ist auch in automatisierter Form zulässig. 2Hierzu dürfen
die erforderlichen Daten nach den Absätzen 1 bis 3 auch der Datenstelle als Vermittlungsstelle übermittelt
werden. 3Die Datenstelle darf die nach den Absätzen 1 bis 3 übermittelten Daten speichern, nutzen und an
die  in  Absatz  2  Satz  1  Nr.  2,  4,  6  und  7  genannten  Stellen  weiter  übermitteln,  soweit  dies  für  den
Datenabgleich nach den Absätzen 1 und 2 erforderlich ist. 4Die Datenstelle darf die nach § 52 Absatz 1 und
2 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und nach § 118 Absatz 2 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch
übermittelten  Daten  sowie  die  Daten  der  Stammsatzdatei  im  Sinne  des  §  150  des  Sechsten  Buches
Sozialgesetzbuch und der bei ihr für die Prüfung bei den Arbeitgebern geführten Datei im Sinne des § 28p
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Abs. 8 Satz 3 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch nutzen, soweit dies für den Datenabgleich nach den
Absätzen  1  und  2  erforderlich  ist.  5Die  Datenstelle  gleicht  die  übermittelten  Daten  ab  und  leitet
Feststellungen  im  Sinne  des  Absatzes  2  an  die  übermittelnde  Wohngeldbehörde  oder  die  zentrale
Landesstelle oder über die zentrale Landesstelle an die übermittelnde Wohngeldbehörde zurück. 6Die nach
Satz 3 bei der Datenstelle gespeicherten Daten sind unverzüglich nach Abschluss der Datenabgleiche zu
löschen. 7Bei einer Weiterübermittlung der Daten nach Satz 3 gilt Absatz 4 für die in Absatz 2 Satz 1 Nr. 2, 4,
6 und 7 genannten Stellen entsprechend.
(6)  1Die  Landesregierung  kann  ihre  Befugnis,  eine  zentrale  Landesstelle  für  den  Datenabgleich  zu
bestimmen  (Absatz  3  Satz  2,  Absatz  4  Satz  1  und Absatz  5  Satz  5),  auf  die  für  die  Ausführung  des
Wohngeldgesetzes  zuständige  oberste  Landesbehörde  übertragen.  2§  69  des  Ersten  Buches
Sozialgesetzbuch bleibt unberührt.
(7) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Einzelheiten des Verfahrens des
automatisierten Datenabgleichs und die  Kosten des  Verfahrens zu regeln,  solange  und soweit  nicht  die
Bundesregierung von der Ermächtigung nach § 38 Nr. 3 Gebrauch gemacht hat.

Auszug aus dem Sozialgesetzbuch X in der Fassung vom 02.02.2016:

§ 67b Zulässigkeit der Datenverarbeitung und -nutzung
(1)  1Die Verarbeitung  von  Sozialdaten  und deren  Nutzung sind  nur  zulässig,  soweit  die  nachfolgenden
Vorschriften  oder  eine andere  Rechtsvorschrift  in  diesem Gesetzbuch  es  erlauben oder  anordnen  oder
soweit der Betroffene eingewilligt hat. 2§ 67a Abs. 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass
die Übermittlung ohne Einwilligung des Betroffenen nur insoweit zulässig ist, als es sich um Daten über die
Gesundheit  oder  das  Sexualleben  handelt  oder  die  Übermittlung  zwischen  Trägern  der  gesetzlichen
Rentenversicherung  oder  zwischen  Trägern  der  gesetzlichen  Rentenversicherung  und  deren
Arbeitsgemeinschaften zur Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe erforderlich ist.
(2)  1Wird  die  Einwilligung  bei  dem  Betroffenen  eingeholt,  ist  er  auf  den  Zweck  der  vorgesehenen
Verarbeitung  oder  Nutzung  sowie  auf  die  Folgen der  Verweigerung  der  Einwilligung  hinzuweisen.  2Die
Einwilligung  des  Betroffenen  ist  nur  wirksam,  wenn  sie  auf  dessen  freier  Entscheidung  beruht.  3Die
Einwilligung und  der  Hinweis  bedürfen  der  Schriftform,  soweit  nicht  wegen  besonderer  Umstände  eine
andere Form angemessen ist.  4Soll die Einwilligung zusammen mit anderen Erklärungen schriftlich erteilt
werden, ist die Einwilligungserklärung im äußeren Erscheinungsbild der Erklärung hervorzuheben.
(3)  1Im Bereich der wissenschaftlichen Forschung liegt ein besonderer Umstand im Sinne des Absatzes 2
Satz 3 auch dann vor, wenn durch die Schriftform der bestimmte Forschungszweck erheblich beeinträchtigt
würde.  2In  diesem  Fall  sind  der  Hinweis  nach  Absatz  2  Satz  1  und  die  Gründe,  aus  denen  sich  die
erhebliche Beeinträchtigung des bestimmten Forschungszweckes ergibt, schriftlich festzuhalten.
(4)  Entscheidungen,  die  für  den  Betroffenen  eine  rechtliche  Folge  nach sich  ziehen  oder  ihn  erheblich
beeinträchtigen, dürfen nicht ausschließlich auf eine automatisierte Verarbeitung von Sozialdaten gestützt
werden, die der Bewertung einzelner Persönlichkeitsmerkmale dient.

§ 71 Übermittlung für die Erfüllung besonderer gesetzlicher Pflichten und Mitteilungsbefugnisse
(1)  1Eine  Übermittlung  von  Sozialdaten  ist  zulässig,  soweit  sie  erforderlich  ist  für  die  Erfüllung  der
gesetzlichen Mitteilungspflichten
1. zur Abwendung geplanter Straftaten nach § 138 des Strafgesetzbuches,
2. zum Schutz der öffentlichen Gesundheit nach § 8 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I
S. 1045),
3. zur Sicherung des Steueraufkommens nach § 22a Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes und den §§ 93,
97, 105, 111 Abs. 1 und 5, § 116 der Abgabenordnung und § 32b Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes,
soweit  diese Vorschriften  unmittelbar  anwendbar  sind,  und  zur  Mitteilung  von  Daten  der  ausländischen
Unternehmen,  die  auf  Grund  bilateraler  Regierungsvereinbarungen  über  die  Beschäftigung  von
Arbeitnehmern zur  Ausführung von Werkverträgen tätig werden,  nach § 93a der Abgabenordnung,4.  zur
Gewährung und Prüfung des Sonderausgabenabzugs nach § 10 des Einkommensteuergesetzes,
5. zur Überprüfung der Voraussetzungen für die Einziehung der Ausgleichszahlungen und für die Leistung
von Wohngeld nach § 33 des Wohngeldgesetzes,
6.  zur  Bekämpfung  von  Schwarzarbeit  und  illegaler  Beschäftigung  nach  dem
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz,
7. zur Mitteilung in das Gewerbezentralregister einzutragender Tatsachen an die Registerbehörde,
8. zur Erfüllung der Aufgaben der statistischen Ämter der Länder und des Statistischen Bundesamtes gemäß
§ 3 Abs. 1 des Statistikregistergesetzes zum Aufbau und zur Führung des Statistikregisters,
9. zur Aktualisierung des Betriebsregisters nach § 97 Abs. 5 des Agrarstatistikgesetzes,
10. zur Erfüllung der Aufgaben der Deutschen Rentenversicherung Bund als zentraler Stelle nach § 22a und
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§ 91 Abs. 1 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes oder
11. zur Erfüllung der Aufgaben der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, soweit sie bei
geringfügig Beschäftigten Aufgaben nach dem Einkommensteuergesetz durchführt.
2Erklärungspflichten  als  Drittschuldner,  welche  das  Vollstreckungsrecht  vorsieht,  werden  durch
Bestimmungen dieses Gesetzbuches nicht berührt. 3Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit
sie erforderlich ist für die Erfüllung der gesetzlichen Pflichten zur Sicherung und Nutzung von Archivgut nach
den §§ 2 und 5 des Bundesarchivgesetzes oder entsprechenden gesetzlichen Vorschriften der Länder, die
die  Schutzfristen  dieses  Gesetzes  nicht  unterschreiten.  4Eine  Übermittlung  von  Sozialdaten  ist  auch
zulässig,  soweit  sie erforderlich ist,  Meldebehörden nach § 6 Absatz 2 des Bundesmeldegesetzes über
konkrete  Anhaltspunkte  für  die  Unrichtigkeit  oder  Unvollständigkeit  von  diesen  auf  Grund  Melderechts
übermittelter Daten zu unterrichten.

Auszug aus dem Sozialgesetzbuch I in der Fassung vom 21.12.2015:

§ 68 Besondere Teile dieses Gesetzbuches
Bis zu ihrer Einordnung in dieses Gesetzbuch gelten die nachfolgenden Gesetze mit den zu ihrer Ergänzung
und Änderung erlassenen Gesetzen als dessen besondere Teile:
1. das Bundesausbildungsförderungsgesetz,
2. (aufgehoben)
3. die Reichsversicherungsordnung,
4. das Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte,
5. (weggefallen)
6. das Zweite Gesetz über die Krankenversicherung der Landwirte,
7. das Bundesversorgungsgesetz, auch soweit andere Gesetze, insbesondere
a) §§ 80 bis 83a des Soldatenversorgungsgesetzes,
b) § 59 Abs. 1 des Bundesgrenzschutzgesetzes,
c) § 47 des Zivildienstgesetzes,
d) § 60 des Infektionsschutzgesetzes,
e) §§ 4 und 5 des Häftlingshilfegesetzes,
f) § 1 des Opferentschädigungsgesetzes,
g) §§ 21 und 22 des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes,
h) §§ 3 und 4 des Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes,
die entsprechende Anwendung der Leistungsvorschriften des Bundesversorgungsgesetzes vorsehen,
8. das Gesetz über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung,
9. das Bundeskindergeldgesetz,
10. das Wohngeldgesetz,
11. (weggefallen)
12. das Adoptionsvermittlungsgesetz,
13. (aufgehoben)
14. das Unterhaltsvorschussgesetz,
15. der Erste, Zweite und Dritte Abschnitt des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes,
16. das Altersteilzeitgesetz,
17. der Fünfte Abschnitt des Schwangerschaftskonfliktgesetzes.
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